Godorfer Hafen - Stand der politischen Diskussion - 20. Oktober 2009

A. Grundlagen der Ratsentscheidung 2007 zum Godorfer Hafen mehr und mehr unterspült
Die schlichte HGK-Argumentation der Vergangenheit unter der Prämisse: „Godorfer Hafenerweiterung ist ohne Alternative“ und deshalb unausweichlich hat sich aus verschiedenen Gründen als kaum noch haltbar erwiesen und steht mehr und mehr auf tönernen rechtlichen, betriebs- und finanzwirtschaftliche Füßen. Inzwischen weisen neue Gesichtspunkte darauf hin, dass nicht alles mit rechten Dingen zugegangen ist und die Frage aufgeworfen werden muss, wie sich so viele Personen und Organisationen der politischen Macht in Köln von der HGK so lange an der Nase herumführen und blenden lassen konnten:
1. Das Planfeststellungsbeschluss zur Hafenerweiterung Godorf von 2006 ist lt. Urteil des Verwaltungsgerichts Köln vom 3.9.2009 rechtswidrig: Dieses Hauptverfahren kann bis zur endgültigen Klärung vor dem Bundesverwaltungsgericht Leipzig bis zu drei Jahre dauern. Gegen die weitere Entscheidung des Verwaltungsgerichts Köln, den Ausbau des Godorfer Hafens mit sofortiger Wirkung zu stoppen, wurde von Bezirksregierung und HGK Beschwerde beim Oberverwaltungsgericht eingelegt. Eine Entscheidung ist bis Ende November 2009 zu erwarten. 
2. Die HGK stellt ihre Hafenkonzeption derzeit selbst zur Disposition. Sie untersucht derzeit selbst die Kooperationsmöglichkeiten im Hafenumschlag und Eisenbahnverkehr mit der Neuss - Düsseldorfer Häfen GmbH & Co KG (NDH). Als ergebnisoffene Analyse muss ggf. auch die Option Godorfer Hafenerweiterung aufgegeben werden und ganz anderen strategischen Hafenlösungen Platz machen. Lt. Presseerklärung von HGK und NDH vom 30.6.2009 soll „die Untersuchung alle operativen Felder der Unternehmen erfassen und die zukünftige Ausgestaltung der geplanten Kooperation bis hin zur Gründung einer gemeinsamen Gesellschaft unter einheitlicher Leitung zwischen HGK und NDH gehen könne“. Die Beratungsfirma Droege International, Düsseldorf, soll die „Analyse des Synergiepotentials bis zur Erarbeitung einer Entscheidungsvorlage für die unternehmerischen und politischen Gremien“ erarbeiten. Dafür sind zwei Monate für die Erarbeitung erster Ergebnisse und vier weitere Monate für die Konzeption und Evaluierung des Kooperationsvorhabens vorgesehen,
3. Die HGK betrieb im Rat und bei den Genehmigungsbehörden jahrelange aktiv die Verleugnung überreichlicher Flächenreserven für Container. Inzwischen hat die HGK solche Reserven jedoch im eigenen Planco-Gutachten vom _Dezember 2008 nachgewiesen und seit 2009 beruft sich die HGK sogar selbst in ihrer Hafen-Konzeption auf jene Reserven, die sie bisher unter den Teppich gekehrt hat. 
· Dem Rat wurde über fast 2 Jahrzehnte nicht offengelegt, dass in Niehl I große Flächenanteile für Nutzungen zweckentfremdet werden, die nichts mit Schiffsumschlag zu tun haben. Planco hat 2008 nachgerechnet, dass 84.000 qm nicht hafenaffine Gewerbeflächen umgenutzt werden können. Außerdem gab Planco den Hinweis, dass 60 % der Container in Niehl nicht auf den Hafen angewiesen sind, also weitere 86.000 qm für wasserseitige Container freigeräumt werden können. In Niehl I kann also die Containerfläche von heute 143.000 qm um weitere 170.000 qm mehr als verdoppelt werden. Daraus leitet sich ab: In Niehl muss zwar aufgeräumt werden aber ein Hafenneubau verbietet sich, solange diese 170.000 qm nicht hafengerecht genutzt werden. Das ist vermutlich in 20 Jahren der Fall, das Containerwachstum der vergangenen 10 Boomjahre in Niehl zugrunde gelegt.

· Inzwischen hat HGK eine Kehrtwende vollzogen und die Verfügbarkeit dieser Flächen in Niehl I offen bestätigt und in ihr Hafen-Konzept integriert. Vorstandssprecher Dr. Rolf Bender trug auf dem Symposium über die „Zukünftige Nutzung des Deutzer Hafens“ im April 2009 vor, dass die „Hafen-Konzeption der HGK“ für “ Niehl (die) zunehmende Nutzung als Containerumschlagplatz im Kölner Norden“ vorsieht. Ohne die oben nachgewiesenen Hafenreserven wäre diese Konzeption gar nicht realisierbar. (Quelle: Zukünftige Nutzung des Deutzer Hafens, Dokumentation des Symposiums am 27./28. April 2009, S. 62). 
· Dem Rat wurde auch nicht mitgeteilt, dass die neuen landseitigen Containerflächen KLV-Terminal Köln-Nord mit 143.000 qm und Erweiterung von Eifeltor um das 3. Modul mit 100.000 qm eine wichtige Rolle in der Frage spielen ob Godorf erforderlich ist oder nicht. Man muss das eine böswillige Unterlassung nennen, weil in Niehl 60 % der Container gar nicht mit dem Schiff kommen und gehen und deshalb nicht auf einen Hafen wie Niehl angewiesen sind. Diese können, wenn die wasserseitige Kapazität in Niehl I knapp wird, nach Köln-Nord oder auch Eifeltor verlagert werden. Beide können also die wichtige Aufgabe übernehmen, den Hafen Niehl I von der Fehlnutzung durch landseitige Container zu entlasten.
4. Der finanzwirtschaftliche Engpass der Stadt Köln erzwingt, dass auch das Projekt Godorfer Hafenerweiterung mit einer Gesamtinvestition von 65 Mio € zusammen mit anderen Projekten auf den Prüfstand kommt, zumal aufgrund der vielfältigen Kapazitätserweiterungen in Köln-Nord und Eifeltor bis 2012 keinerlei Engpass für den Kölner Containerumschlag zu befürchten ist und keine Dringlichkeit besteht. Beide Erweiterungen führen ohnehin zu einem sprunghaften Anstieg der Containerflächen ab 2012 um 243.000 qm und auf viele Jahre hinaus zu Überkapazitäten, die mit den Kosten der Unterauslastung das HGK-Ergebnis unnötig belasten würden. 

5. HGK unter Verdacht auf Subventionsbetrug. Die HGK hat einen Subventionsantrag gestellt. Nun wird von der Kölner Staatsanwaltschaft der Verdacht auf Untreue durch Erschleichung öffentlicher Subventionen geprüft und das aus gutem Grund. Denn der Prüfungsinstanz ist vermutlich nicht die Rendite auf das Gesamtkapital (65 Mio. €) von 13.7 % mitgeteilt worden, die nach der eindeutigen Förderrichtlinie für den kombinierten Verkehr von 2006 (A14/3141.2/1) viel zu hoch ist. Die 13.7 % wurden im Wirtschaftlichkeitsgutachten von Prof. Baum (S. 134) ausgewiesen, das auch Grundlage der Ratsentscheidung war. Das Problem: Für eine Förderung darf bei privater Finanzierung überhaupt kein Gewinn anfallen. 
6. Fragwürdiges Argument der Entlastung des innerstädtischen LKW-Verkehrs durch den Hafenneubau Godorf. Diese rein auf Godorf fixierte Argumentation täuscht darüber hinweg, dass es keine seriöse Analyse darüber gibt, wie sich die LKW-Ströme in und um Köln entwickeln, wenn zu den bestehenden Logistikflächen in Niehl I und Eifeltor die bevorstehenden Erweiterungen in Eifeltor und Köln-Nord hinzukommen und zusätzlich der Hafen Godorf erweitert wird.
B. Das Projekt „Stärkung des Logistikstandorts Köln“ muss vom Kopf auf die Füße gestellt und zunächst ein gesamthaftes Logistikkonzept für Köln und die Region erstellt werden ehe es zu Entscheidungen über Einzelmaßnahmen wie Godorf kommt. Dies gebietet schon die planerische Vernunft, denn eine Baubehörde würde ja auch nicht auf einem freien Gelände Gebäude genehmigen und erst im Nachgang einen Bebauungsplan aufstellen. Sollte sich dann aufgrund einer seriösen und ganzheitlichen Logistikanalyse die Hafenerweiterung Godorf als vorrangige Variante zur Stärkung der Kölner Logistik erweisen, wäre dieses Ergebnis zu akzeptieren und den Bürgern auch vermittelbar.
1. Dass Köln ein Logistikgesamtkonzept benötigt ist inzwischen rundum unbestritten.  Diese Forderung erheben z. B. IHK, DGB, der CDU OB-Kandidat Peter Kurth und der Wirtschaftsdezernent Walter Borjans. Dieser Masterplan sollte sich nicht nur als „Hafenkonzept“ verstanden werden, sondern alle Transportvarianten Straße, Bahn, Schiff und Flugzeug umfassen und nicht nur das Stadtgebiet sondern auch die umliegende Region incl. Düsseldorf und Bonn.
2. Dass das „Hafengesamtkonzept 1988“ inzwischen veraltet ist und keinerlei Grundlage für Entscheidungen mehr sein kann, ist ebenfalls unbestritten. Es sollte also sobald als möglich vom Kölner Rat außer Kraft gesetzt werden. 
3. Das neue Projekt muss von einem Kreis fachlich anerkannter und neutraler Autoritäten definiert, strukturiert und begleitet werden. Der Rat darf nicht mehr zulassen, dass weiter einseitige Interessen wie die der Hafengesellschaft HGK zur Richtschnur einer künftigen Logistikdebatte werden können. Auch Gutachten wie das von der HGK in Auftrag gegebene „Zukunftsperspektiven der Kölner Häfen“ (Planco, Dez. 2008) müssen der Vergangenheit angehören, die an den oben genannten Verkürzungen auf „Häfen“ und „Köln“ krankten und wesentliche Alternativen per Definition ausgrenzten. 
C. Weiters Vorgehen
1. Die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Ende November zunächst abwarten. Eine Fortsetzung des Stopps würde ohnehin völlig neue politische Tatsachen schaffen und das Projekt auf Jahre hinaus auf Eis legen wenn nicht begraben

2. Danach wäre mit oder ohne Stopp die nächste Priorität die Erstellung eines Logistikgesamtkonzepts für die Region
3. Im Falle der Aufhebung des Stopps sollte kurzfristig ein Moratorium für den Hafenausbau beschlossen werden, bis die Ergebnisse des Konzepts vorliegen und über die Maßnahmen entschieden ist.
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